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A Der Versicherungsschutz 

1. Gegenstand der Versicherung 
 

1.1 Der Versicherungsschutz 
 

Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer Versi-
cherungsschutz für den Fall, dass er wegen eines bei der 
Ausübung beruflicher Tätigkeit – von ihm selbst oder ei-
ner Person, für die er einzutreten hat – begangenen Ver-
stoßes von einem anderen auf Grund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen für einen Vermögensschaden ver-
antwortlich gemacht wird. 

 
1.2 Vermögensschäden 
 

Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Per-
sonenschäden (Tötung, Verletzung des Körpers oder 
Schädigung der Gesundheit von Menschen), noch Sach-
schäden (Beschädigung, Verderben, Vernichtung oder 
Abhandenkommen von Sachen) sind, noch sich aus sol-
chen – von dem Versicherungsnehmer oder einer Person, 
für die er einzutreten hat, verursachten – Schäden herlei-
ten. Als Sachen gelten auch Geld und geldwerte Zeichen. 

 
1.3 Mitversicherte Sachschäden  
 

Mitversichert sind Haftpflichtansprüche wegen unmittel-
barer oder mittelbarer Sachschäden  

 
- an Akten und anderen für die Sachbehandlung in 

Betracht kommenden Schriftstücken, 
 
 

 
- an sonstigen beweglichen Sachen, die das Objekt 

der versicherten Betätigung des Versicherungs-
nehmers bilden, soweit sie nicht aus Anlass techni-
scher Berufsausübung oder der Verwaltung von 
Grundstücken oder der Führung wirtschaftlicher Be-
triebe entstehen. 

 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden, 
die entstehen durch Abhandenkommen von Geld, geld-
werten Zeichen, Wertsachen, Inhaberpapieren und in 
blanko indossierten Orderpapieren; das Abhanden-
kommen von Wechseln fällt nicht unter diese Aus-
schlussbestimmung. 

 
1.4 Juristische Personen 
 

Falls eine juristische Person für sich selbst Versicherung 
nimmt, besteht Versicherungsschutz hinsichtlich der ih-
ren Organen und Angestellten zur Last fallenden Ver-
stöße, soweit sie diese gesetzlich zu vertreten hat. Dies 
gilt mit der Maßgabe, dass in der Person des Versto-
ßenden gegebene subjektive Umstände, durch welche 
der Versicherungsschutz beeinflusst wird (vergleiche 
z.B. Ziffern 4, 6, 7, 14, 15, 10) als bei dem Versiche-
rungsnehmer selbst vorliegend gelten. 

 
1.5 Gemeinschaftliche Berufsausübung 
 

Personen, die ihren Beruf nach außen hin gemeinschaft-
lich ausüben gelten, ohne Rücksicht darauf, ob sie durch 
Gesellschaftsvertrag oder einen anderen Vertrag ver-
bunden sind, als Gesellschafter oder Mitinhaber.  
Ein Ausschlussgrund nach Ziffer 4 oder ein vollständiger 
oder teilweiser Rechtsverlust nach Ziffer 6, Ziffer 7, so-
wie nach Ziffer 15, der in der Person eines Gesellschaf-
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ters oder Mitinhabers vorliegt, geht zu Lasten aller Ge-
sellschafter oder Mitinhaber. Soweit sich ein Rechtsver-
lust nach Ziffer 15 an eine Unterlassung knüpft, wirkt das 
Tun eines Gesellschafters oder  Mitinhabers  zugunsten 
aller Gesellschafter oder Mitinhaber. 

 

2. Vorwärts- und Rückwärtsversicherung 
 
2.1 Vorwärtsversicherung und Nachmeldefrist 
 

Die Vorwärtsversicherung umfasst die Folgen aller vom 
Beginn des Versicherungsschutzes  (Ziffer 8.1) bis zum 
Ablauf des Vertrages vorkommenden Verstöße, die dem 
Versicherer nicht später als fünf Jahre nach Beendigung 
des Versicherungsvertrages gemeldet werden. 

 
2.2 Rückwärtsversicherung 
 

Die Rückwärtsversicherung bietet Versicherungsschutz 
für in der Vergangenheit vorgekommene Verstöße, wel-
che dem Versicherungsnehmer oder versicherten Perso-
nen oder seinen Gesellschaftern oder  Mitinhabern bis 
zur Abgabe der Vertragserklärung zur Rückwärtsversi-
cherung nicht bekannt geworden sind. Bei Abgabe der 
Vertragserklärung ist die zu versichernde Zeit nach An-
fangs- und Endpunkt zu bezeichnen. 
 
Als bekannter Verstoß gilt ein Vorkommnis, wenn es vom 
Versicherungsnehmer, mitversicherten Personen oder 
seinen Gesellschaftern oder Mitinhabern, als – wenn auch 
nur möglicherweise – objektiv fehlsam erkannt oder ihm, 
wenn auch nur bedingt, als fehlsam bezeichnet worden 
ist, auch wenn Schadenersatzansprüche weder erhoben 
noch angedroht noch befürchtet worden sind. 

 
2.3 Haftung durch Unterlassen 
 

Wird ein Schaden durch fahrlässige Unterlassung verur-
sacht, gilt im Zweifel der Verstoß als an dem Tag began-
gen, an welchem die versäumte Handlung spätestens 
hätte vorgenommen werden müssen, um den Eintritt des 
Schadens abzuwenden. 

 
2.4 Übernahme der Nachhaftung 
 

Versicherungsschutz besteht auch für Verstöße, die ei-
nen unmittelbar vorangehenden Versicherungsvertrag 
betreffen und die bis zu fünf Jahren nach Ablauf des 
Nachhaftungsschutzes des Vorversicherungsvertrages 
entdeckt und gemeldet werden. Der Versicherungsschutz 
richtet sich in diesem Fall nach den Konditionen des Vor-
versicherungsvertrages, soweit diese nicht den Versiche-
rungsschutz dieses laufenden Vertrages bezüglich Um-
fang und Höhe überschreiten. 

 
Die Versicherungssumme für die Übernahme der Nach-
haftung beträgt jedoch – soweit nicht anders vereinbart – 
maximal eine Million EUR. Voraussetzung für den Versi-
cherungsschutz ist eine endgültige Ablehnung des Vor-
versicherers allein aufgrund des Ablaufs der Schaden-
meldefrist der Nachhaftungsklausel. 

Die Übernahme der Nachhaftung gilt nicht für Vorver-
träge auf Claims-Made-Basis sowie für Verstöße, die 
zum Zeitpunkt des Versichererwechsels bekannt im 
Sinne von Ziffer 2.2 waren. 

 

3. Umfang des Versicherungsschutzes 
 
3.1 Leistungen des Versicherers  
 

Der Versicherungsschutz umfasst: 
 
- die Prüfung der Haftpflichtfrage,  
 
- die Abwehr unberechtigter Schadenersatzansprü-

che, 
 
- die Freistellung des Versicherungsnehmers von 

berechtigten Schadenersatzverpflichtungen. 
 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, 
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Verglei-
ches zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versi-
cherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder ge-
schlossen worden sind, binden den Versicherer nur, so-
weit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Ver-
gleich bestanden hätte. 

 
3.2 Geographischer Geltungsbereich 

 
Versicherungsschutz besteht für Tätigkeiten in Europa, 
sowie für die Verletzung und Nichtbeachtung europäi-
schen Rechtes, sofern Haftpflichtansprüche hieraus vor 
europäischen Gerichten geltend gemacht werden. 

 
Europa im Sinne dieser Regelung ist das geografische 
Europa inklusive Russland und der Türkei. 

 
Dabei gilt Folgendes: 

 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf An-
sprüche aus Tätigkeiten, die durch ausländische Reprä-
sentanten, ausländische Niederlassungen (auch Haupt-
sitz), ausländische Zweigstellen oder über durch Koope-
rationsvereinbarungen verbundene ausländische Fir-
men im Ausland ausgeübt werden. 

 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben An-
sprüche auf Entschädigungen mit Strafcharakter, insbe-
sondere punitive oder exemplary damages. 

 
3.3 Jahreshöchstleistung und Serienschäden 
 

Die Versicherungssumme stellt den Höchstbetrag der 
dem Versicherer, abgesehen vom Kostenpunkt (Ziffer 
3.5), in jedem einzelnen Schadenfall obliegenden Leis-
tung dar. Sie steht pro Versicherungsjahr insgesamt 
zweimal zur Verfügung.  
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Dabei kommt nur eine einmalige Leistung der Versiche-
rungssumme in Frage 
 
- gegenüber mehreren entschädigungspflichtigen 

Personen, auf welche sich der Versicherungsschutz 
erstreckt, 

 
- bezüglich eines aus mehreren Verstößen fließen-

den einheitlichen Schadens, 
 
- bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes. Da-

bei gilt mehrfaches, auf gleicher oder   gleicharti-
ger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen 
als einheitlicher Verstoß, wenn die betreffenden 
Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

 
3.4 Selbstbeteiligung 
 

Eine Selbstbeteiligung oder eine Anrechnung einge-
nommener Gebühren  oder Honorare kommt im Schaden-
fall nur dann zum Abzug, wenn dies ausdrücklich verein-
bart wurde. 
 

Sofern eine Selbstbeteiligung vereinbart wurde, ist der 
Versicherer auch bei Ansprüchen innerhalb der Selbstbe-
teiligung zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche verpflichtet. 

 
3.5  Prozesskosten 
 

Die Kosten eines gegen den Versicherungsnehmer an-
hängig gewordenen, einen gedeckten Haftpflichtan-
spruch betreffenden Haftpflichtprozesses sowie einer 
wegen eines solchen Anspruchs mit Zustimmung des 
Versicherers vom Versicherungsnehmer betriebenen ne-
gativen Feststellungsklage oder Nebenintervention ge-
hen voll zu Lasten des Versicherers. Sofern nicht im Ein-
zelfall mit dem Versicherer etwas anderes vereinbart ist, 
werden die Rechtsanwaltskosten entsprechend den Ge-
bührensätzen des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 
(RVG) übernommen.  

 
3.5.1 Übersteigt der Haftpflichtanspruch die Versicherungs-

summe, trägt der Versicherer die Gebühren und Pau-
schalsätze nur nach der der Versicherungssumme ent-
sprechenden Wertklasse. Bei den nicht durch Pauschal-
sätze abzugeltenden Auslagen tritt eine verhältnismäßi-
ge Verteilung auf Versicherer und Versicherungsnehmer 
ein. 

 
3.5.2 Sofern ein Versicherungsnehmer sich selbst vertritt oder 

durch einen Mitarbeiter vertreten lässt, werden eigene 
Gebühren nicht  erstattet. 

 
3.5.3 Bei der Inanspruchnahme vor ausländischen Gerichten 

werden die Aufwendungen des Versicherers für Kosten 
als Leistungen auf die Versicherungssumme angerech-
net. Kosten sind Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- 
und Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalles sowie Schadenregulierungskosten, auch 
Reisekosten, die dem Versicherungsnehmer nicht selbst 

entstehen; dies gilt auch dann, wenn diese Kosten auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind. 

 
3.6 Sicherheitsleistung 
 

An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die zur 
Abwendung der zwangsweisen Beitreibung der Haft-
pflichtsumme zu leisten ist, beteiligt sich der Versiche-
rer in demselben Umfang wie an der Ersatzleistung. 

 

4. Ausschlüsse 
 

Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf Haft-
pflichtansprüche: 

 
4.1 wegen Schäden durch wissentliches Abweichen von 

Gesetz, Vorschrift, Anweisung oder Bedingung des 
Machtgebers (Berechtigten) oder durch sonstige wis-
sentliche Pflichtverletzung; 

 
Bei Zweifeln über das Vorliegen dieses Ausschlusstat-
bestandes wird der Versicherer vorläufige Verteidi-
gungskosten bis zu einer rechtskräftigen Entscheidung 
oder einem endgültigen Vergleich über  den  Schaden-
ersatzanspruch oder das Verfahren zur Verfügung stel-
len. Dies gilt auch, wenn der Anspruch auf Schadener-
satz auf eine Anspruchsgrundlage gestützt wird, die nur 
bei Vorsatz gegeben sein kann. Steht das Vorliegen des 
Ausschlusstatbestandes fest, entfällt der Versiche-
rungsschutz. Vom Versicherer bereits geleistete Vertei-
digungskosten sind zurückzuerstatten. Als Feststellung 
gilt eine rechtskräftige oder vollstreckbare gerichtliche 
Entscheidung, ein Vergleich oder ein Eingeständnis der 
versicherten Person, aus der/dem sich die zum Aus-
schluss führenden Tatsachen ergeben. 

 
4.2 aus der Überschreitung von Voranschlägen und Kredi-

ten; aus der entgeltlichen oder unentgeltlichen Vermitt-
lung oder Empfehlung von Geld-, Grundstücks- und an-
deren wirtschaftlichen Geschäften; 

 
4.3 wegen Schäden, welche durch Fehlbeträge bei der 

Kassenführung, durch Verstöße beim Barzahlungsakt, 
durch Veruntreuung des Personals des Versicherten 
entstehen; 

 
4.4 aus bankmäßigem Betrieb und bankmäßiger Tätigkeit 

(Scheck-, Wechsel-, Giro-, Depositen-, Kontokorrent-, 
Devisen-Verkehr, Akkreditiv-Geschäfte usw.); 

 
4.5 wegen Schäden, die in Einbußen bei Darlehen und 

Krediten bestehen, welche das Rechtssubjekt erleidet, 
bei dem der Versicherungsnehmer oder Versicherte als 
Beamter oder sonst angestellt ist oder zu dem er im 
Verhältnis eines Vorstehers oder eines Mitgliedes eines 
Vorstands-, Verwaltungs- oder Aufsichtskollegiums 
steht. Dies gilt nicht, soweit die Einbußen verursacht 
sind durch Verstöße bei der Rechtsverfolgung. 

 
4.6 aus § 69 Abgabenordnung (AO); 
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4.7 soweit sie auf Grund Vertrages oder besonderer Zusage 
über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht hinausge-
hen; 

 
4.8 aus der Tätigkeit des Versicherungsnehmers als Leiter, 

Vorstands– oder Aufsichtsratsmitglied privater Unter-
nehmungen, Vereine, Verbände und als Syndikus; 

 
4.9 - von Gesellschaftern oder Mitinhabern des Versiche-

rungsnehmers,  
- von juristischen Personen, wenn die Majorität der An-
teile dem Versicherungsnehmer unmittelbar oder mit-
telbar gehören, 

- von sonstigen Gesellschaften, wenn ein Anteil dem 
Versicherungsnehmer , den Versicherten oder einem 
Gesellschafter, Mitinhaber oder Angehörigen des Ver-
sicherungsnehmers oder des Versicherten gehört, 

- von Personen, welche mit dem Versicherungsnehmer 
in häuslicher Gemeinschaft leben 

- von Angehörigen des Versicherungsnehmers 
 

Als Angehörige gelten: 
 

- der Ehegatte des Versicherungsnehmers, der Lebens-
partner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht 
anderer Staaten  

- wer mit dem Versicherungsnehmer in gerader Linie 
oder im zweiten Grad der Seitenlinie verwandt oder 
verschwägert ist. 

 
 

B Der Versicherungsfall  

 

5. Versicherungsfall und Obliegenheiten 
 
5.1 Definition des Versicherungsfalls  

 
Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrags ist der Ver-
stoß, der Haftpflichtansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer zur Folge haben könnte. 

 
5.2 Schadenanzeige 
 

Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unver-
züglich, spätestens innerhalb einer Woche, in Textform 
anzuzeigen. 

 
Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein Straf-
befehl oder ein Mahnbescheid erlassen, hat der Versiche-
rungsnehmer dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu 
erstatten, auch wenn er den Versicherungsfall selbst be-
reits angezeigt hat. 

 
Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem 
Versicherungsnehmer geltend, ist dieser zur Anzeige in-
nerhalb einer Woche nach der Erhebung des Anspruchs 
verpflichtet. 

 

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch ge-
richtlich geltend gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt 
oder wird ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er 
außerdem unverzüglich Anzeige zu erstatten. Das Glei-
che gilt im Fall eines Arrestes, einer einstweiligen Ver-
fügung oder eines selbständigen Beweisverfahrens. 

 
5.3 Mitwirkungspflicht des Versicherungsnehmers 
 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Beach-
tung der Weisungen des Versicherers (insbesondere 
auch hinsichtlich der Auswahl des Prozessbevollmäch-
tigten) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-
rung des Schadens zu sorgen und alles zu tun, was zur 
Klarstellung des Schadenfalles dient, sofern ihm dabei 
nichts Unbilliges zugemutet wird. Er hat den Versicherer 
bei der Abwehr des Schadens sowie bei der Scha-
denermittlung und -regulierung zu unterstützen, ihm 
ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu 
erstatten, alle Tatumstände, die einen Bezug zu dem 
Schadenfall haben, mitzuteilen und alle nach Ansicht 
des Versicherers für die Beurteilung des Schadenfalles 
erheblichen Schriftstücke einzusenden. 

 
Den aus Anlass eines Schadenfalles erforderlichen 
Schriftwechsel hat der Versicherungsnehmer unentgelt-
lich zu führen. 

 
5.4 Prozessführung 
 

Kommt es zum Prozess über den Haftpflichtanspruch, 
hat der Versicherungsnehmer die Prozessführung dem 
Versicherer zu überlassen, dem von dem Versicherer 
bestellten oder bezeichneten Anwalt Vollmacht zu ertei-
len und alle von diesem oder dem Versicherer für nötig 
erachteten Aufklärungen zu geben. Gegen Mahnbe-
scheide oder Verfügungen von Verwaltungsbehörden 
auf Schadenersatz hat er, ohne die Weisung des Versi-
cherers abzuwarten, fristgemäß Widerspruch zu erhe-
ben und die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen. 

 
Der Versicherer gilt als bevollmächtigt, alle zur Beile-
gung oder Abwehr des Anspruchs ihm zweckmäßig er-
scheinenden Erklärungen im Namen des Versiche-
rungsnehmers abzugeben. 

 
Eine Streitverkündung seitens des Versicherungsneh-
mers an den Versicherer ist nicht erforderlich; die Kos-
ten einer solchen werden vom Versicherer nicht ersetzt. 

 
5.5 Zahlung des Versicherers 
 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer 
festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 
freizustellen. 
Besteht die Freistellungsverpflichtung in der Leistung 
einer Rente, so ist diese an den Fälligkeitsterminen zu 
zahlen.  
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die 
Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt 
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als erfüllt, in dem der Eurobetrag bei einem inländischen 
Kreditinstitut angewiesen ist. 

 
5.6 Leistungsbegrenzung 
 

Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich an dem Widerstand des Versicherungs-
nehmers scheitert oder falls der Versicherer seinen ver-
tragsgemäßen Anteil zur Befriedigung des Geschädigten 
zur Verfügung stellt, hat der Versicherer für den von der 
Weigerung bzw. der  Zurverfügungstellung an entste-
henden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen und Kosten 
nicht aufzukommen. 

 

6. Rechtsfolgen der Verletzung von Obliegen-
heiten 

 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegen-
heitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat 
kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf 
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 

 
Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, ist der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
gegenüber von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Absatz 1 zustehen-
des Kündigungsrecht ausübt. 

 
 
 

C  Das Versicherungsverhältnis  

7. Versicherung für fremde Rechnung, Abtre-
tung des Versicherungsanspruchs, Rück-
griffsansprüche 

 
7.1 Versicherung für fremde Rechnung 
 

Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer 
selbst erstreckt, finden alle in dem Versicherungsver-
trag bezüglich des Versicherungsnehmers getroffenen 
Bestimmungen auch auf diese Personen sinngemäße 
Anwendung. Die Ausübung der Rechte aus dem Versi-
cherungsvertrag steht ausschließlich dem Versiche-
rungsnehmer zu; dieser bleibt neben dem Versicherten 
für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

 
Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst sowie sei-
ner Angehörigen gegen die Versicherten sind, soweit 
nichts anderes vereinbart ist, von der Versicherung aus-
geschlossen. 
 

7.2 Abtretungsverbot 
 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig. 

 
7.3 Rückgriffsansprüche 
 
7.3.1 Rückgriffsansprüche des Versicherungsnehmers gegen 

Dritte, sowie dessen Ansprüche auf Kostenersatz, auf 
Rückgabe hinterlegter und auf Rückerstattung bezahl-
ter Beträge sowie auf Abtretung gemäß § 255 BGB ge-
hen in Höhe der vom Versicherer geleisteten Zahlung 
ohne weiteres auf diesen über. Der Übergang kann nicht 
zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend ge-
macht werden. Der Versicherer kann die Ausstellung ei-
ner den Forderungsübergang nachweisenden Urkunde 
verlangen. 
 

7.3.2 Hat der Versicherungsnehmer auf einen Anspruch ge-
mäß Ziffer 7.3.1 oder ein zu dessen Sicherung dienen-
des Recht verzichtet, bleibt der Versicherer nur insoweit 
verpflichtet, als der Versicherungsnehmer beweist, dass 
die Verfolgung des Anspruchs ergebnislos geblieben 
wäre. 

 
7.3.3 Rückgriff gegen Angestellte des Versicherungsnehmers 

wird nur genommen, wenn der Angestellte seine Oblie-
genheiten vorsätzlich verletzt hat. 
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8. Beginn des Versicherungsschutzes, Beitrag, 
Folgen verspäteter Zahlung, Beitragsregu-
lierung 

 
8.1  Beginn des Versicherungsschutzes 

 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versiche-
rungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag recht-
zeitig im Sinne von Ziffer 8.3.1 zahlt.  

 
8.2  Versicherungssteuer 
 

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche-
rungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 

 
8.3 Erster oder einmaliger Beitrag / Zahlung und Folgen 

verspäteter Zahlung 
 
8.3.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird mit dem vereinbar-

ten Beginn des Versicherungsschutzes, frühestens je-
doch mit Zugang des Versicherungsscheins fällig. 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jah-
resbeitrags. 

 
Die Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags gilt 
noch als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins 
(Widerrufsfrist) erfolgt bzw. vom Konto des Versiche-
rungsnehmers abgebucht werden kann und der berech-
tigten Abbuchung nicht widersprochen wird. 
 

8.3.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab die-
sem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung 
des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags 
aufmerksam gemacht hat. 

 
8.3.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-

gen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt 
ist.  

 
8.3.4 Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versi-

cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten hat. 

 
8.4 Folgebeitrag, Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung 
 
8.4.1 Der Anspruch auf die Folgebeiträge entsteht zu dem 

jeweils vereinbarten Zeitpunkt. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Ver-
sicherungsschein oder in der Beitragsrechnung ange-
gebenen Zeitpunkt erfolgt. 
 

8.4.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es 
sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertre-
ten hat. 

 
Der Versicherer wird ihn in Textform zur Zahlung auffor-
dern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wo-
chen setzen. 

 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kos-
ten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die min-
destens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung 
ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des 
Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
die Rechtsfolgen angibt, die nach den  Ziffern 8.4.3 und 
8.4.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. 
 

8.4.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Zif-
fer 8.4.2 darauf hingewiesen wurde. 

 
8.4.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-

lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Ver-
sicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zah-
lungsaufforderung nach Ziffer  8.4.2 darauf hingewiesen 
hat. 

 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den an-
gemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versi-
cherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung 
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein 
Versicherungsschutz. 

 
8.5  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn 
der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im 
Verzug ist. 

 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche 
Beitragszahlung verlangen. 
 

8.6 Besonderheiten bei Lastschriftermächtigung 
 

Ist vereinbart, dass der Versicherer den jeweils fälligen 
Beitrag von einem Konto einzieht und kann ein Beitrag 
aus Gründen, die der Versicherungsnehmer zu vertreten 
hat, nicht fristgerecht eingezogen werden oder wider-
spricht der Versicherungsnehmer einer berechtigten 
Einziehung von seinem Konto, gerät er in Verzug und es 
können ihm auch die daraus entstehenden Kosten in 
Rechnung gestellt werden. Der Versicherer kann von 
weiteren Einzugsversuchen absehen und den Versiche-
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rungsnehmer in Textform zur Zahlung durch Überwei-
sung auffordern.  

 
Ist die Einziehung eines Beitrages aus Gründen, die der 
Versicherungsnehmer nicht zu vertreten hat, nicht mög-
lich, so kommt er erst in Verzug, wenn er nach Zahlungs-
aufforderung nicht fristgerecht zahlt. 

 
8.7 Beitragsregulierung 
 
8.7.1  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt 

einer Aufforderung des Versicherers, welche auch durch 
einen der Beitragsrechnung aufgedruckten Hinweis er-
folgen kann, Mitteilung darüber zu machen, ob und wel-
che Änderung in dem versicherten Risiko gegenüber den 
zum Zwecke der Beitragsbemessung gemachten Anga-
ben eingetreten ist. Diese Anzeige ist innerhalb eines 
Monats nach Erhalt der Aufforderung zu machen. Auf Er-
fordern des Versicherers sind die Angaben durch  Vorla-
ge der Geschäftsbücher oder sonstiger Belege nachzu-
weisen. Unrichtige Angaben zum Nachteil des Versiche-
rers berechtigen diesen, eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschieds vom Versi-
cherungsnehmer zu erheben, sofern Letzterer nicht be-
weist, dass die unrichtigen Angaben ohne ein von ihm zu 
vertretendes Verschulden gemacht worden sind. 

 
8.7.2 Auf Grund der Änderungsanzeige oder sonstiger Fest-

stellungen wird der Beitrag entsprechend dem Zeitpunkt 
der Veränderung richtiggestellt. Er darf jedoch nicht ge-
ringer werden als der Mindestbeitrag, der nach dem Tarif 
des Versicherers z. Zt. des Versicherungsabschlusses 
galt. Beim Fortfall eines Risikos wird der etwaige Minder-
beitrag vom Eingang der Anzeige ab berechnet. 

 
8.7.3 Unterlässt es der Versicherungsnehmer, die obige An-

zeige rechtzeitig zu erstatten, so kann der Versicherer für 
die Zeit, für welche die Angaben zu machen waren, an 
Stelle der Beitragsregulierung (Ziffer 8.7) als nachzuzah-
lenden Beitrag einen Betrag in Höhe des für diese Zeit 
bereits gezahlten Beitrags verlangen. Werden die Anga-
ben nachträglich, aber noch innerhalb zweier Monate 
nach Empfang der Aufforderung zur Nachzahlung ge-
macht, so ist der Versicherer verpflichtet, den etwa zu 
viel gezahlten Betrag des Beitrags zurückzuerstatten. 

 
8.7.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versi-

cherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre 
Anwendung. 

 
8.8 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versi-
cherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes be-
stimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. 

 
 
 

9. Vertragsdauer, Kündigung 
 
9.1 Vertragsdauer und ordentliche Kündigung 

Der Vertrag ist zunächst für die in dem Versicherungs-
schein festgesetzte Zeit abgeschlossen. Beträgt diese 
mindestens ein Jahr, bewirkt die Unterlassung der 
rechtswirksamen Kündigung eine Verlängerung des 
Vertrages jeweils um ein Jahr. Die Kündigung ist 
rechtswirksam, wenn sie spätestens drei Monate vor 
dem jeweiligen Ablauf des Vertrages in Textform zu-
geht. 

 

9.2 Kündigung im Schadenfall 
 

Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn 

 
- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung ge-

leistet wurde oder 
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen 

unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch gerichtlich zugestellt wird; 

 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform 
spätestens einen Monat nach der Schadensersatzzah-
lung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 

 
9.3 Wirksamkeit der Kündigung 

 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirk-
sam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestim-
men, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird. 

 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 
9.4 Wohnsitzverlagerung ins Ausland 

 
Verlegt der Versicherungsnehmer seinen Wohn- oder 
Geschäftssitz ins Ausland, ist der Versicherer berechtigt, 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-
nat zu kündigen. 
 

9.5 Wegfall des versicherten Interesses 
 

Bei Wegfall des versicherten Interesses erlischt der Ver-
sicherungsschutz. 
 

10. Risikowegfall 
 

 Wenn eine zur Berufsausübung des Versicherungsneh-
mers erforderliche amtliche Zulassung aufgehoben 
wird, gilt das versicherte Risiko im Sinne von  Ziffer 9.5 
als weggefallen. 
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11. Anzeigen und Willenserklärungen 
 

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-
rungen sind in Textform in die Hauptverwaltung des Ver-
sicherers oder an die im Versicherungsschein oder in 
dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle zu 
richten.  
 
Zur Vermeidung von Nachteilen ist der Versicherungs-
nehmer verpflichtet, Änderungen der Anschrift seines 
Wohn- oder Geschäftssitzes unverzüglich mitzuteilen. 
Ansonsten gelten an die letzte, dem Versicherer be-
kannte Anschrift per Einschreiben gesandte Mitteilungen 
als zugegangen. Entsprechendes gilt für eine Namens-
änderung. 

 

12. Gesellschafter und Mitinhaber, Durch-
schnittsleistung 
 

Der Versicherungsfall auch nur eines Gesellschafters 
oder Mitinhabers gemäß Ziffer 1.5 gilt als Versiche-
rungsfall aller Gesellschafter oder  Mitinhaber. Der Versi-
cherer tritt für diese zusammen mit einer einheitlichen 
Durchschnittsleistung ein. Dieser Durchschnittsversiche-
rungsschutz besteht (nach Maßgabe der Ziffer 7.1) auch 
zugunsten eines Gesellschafters oder Mitinhabers, der 
nicht Versicherungsnehmer ist. 
 

Für die Durchschnittsleistung gilt Folgendes: 
 

Die Leistung auf die Haftpflichtsumme ist in der Weise zu 
berechnen, dass zunächst bei jedem einzelnen Gesell-
schafter oder Mitinhaber festgestellt wird, wie viel er vom 
Versicherer zu erhalten hätte, wenn er, ohne Gesellschaf-
ter oder  Mitinhaber zu sein, allein einzutreten hätte (fik-
tive Leistung);  sodann wird die Summe dieser fiktiven 
Leistung durch die Zahl aller, auch der Nichtversiche-
rungsnehmer, geteilt. 

 
Die Bestimmungen in Ziffer 3.5 bezüglich der Kosten gel-
ten sinngemäß. 

 

13. Mitarbeiter 
 

Die Anstellung eines zuschlagspflichtigen Mitarbeiters, 
der nicht Gesellschafter oder Mitinhaber ist, gilt als Er-
weiterung des versicherten Risikos nach  Ziffer  8.7. 

 
Wird trotz Aufforderung die Anstellung eines Mitarbei-
ters nicht angezeigt, so gelten die Regelungen über die 
Bildung einer einheitlichen Durchschnittsleistung gemäß 
Ziffer 12. Der Mitarbeiter gilt als Gesellschafter oder Mit-
arbeiter. 

 
In Ansehung solcher Verstöße, die vor Ablauf der Frist 
der Ziffer  8.7.1 oder nach Bezahlung des Mitarbeiterzu-
schlags erfolgt sind, deckt die Versicherung im  Rahmen 
des Versicherungsvertrages auch Haftpflichtansprüche, 

die unmittelbar gegen die Mitarbeiter erhoben werden 
(Ziffer 7.1). 

 

14. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Ver-
sicherungsnehmers 

 
14.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 

gefahrerhebliche Umstände 
 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versiche-
rer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss 
des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungs-
nehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als 
nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsan-
nahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des 
Satzes 1 stellt. 
 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, 
auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, 
den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten In-
halt abzuschließen. 

 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen und kennt dieser den ge-
fahrerheblichen Umstand, muss sich der Versiche-
rungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst 
davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwie-
gen. 

 
14.2 Rücktrittsrecht des Versicherers 
 
14.2.1 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-

erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, 
vom Versicherungsvertrag zurückzutreten.  

 
Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versi-
cherer von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis 
erlangt. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem Versicherungsnehmer. 

 
14.2.2 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Ver-

sicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertre-
ter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben we-
der vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte. 

 
14.2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-



Seite 9 von 10 
Allgemeine Versicherungsbedingungen zur Haftpflichtversicherung für Vermögensschäden (AVB) (VH 2012) 

474/840 09.12 

vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung  oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 
in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglis-
tig verletzt hat. 

 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht. 

 
14.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat in Schriftform kündigen. 

 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte. 

 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlan-
gen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. 
Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10% oder schließt der Versicherer die Gefahr-
absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers fristlos in Schriftform kündigen. 

 
14.4 Rechte und Pflichten des Versicherers 
 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 14.2 und 14.3  
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das 
von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände 
zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für die-
se die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 14.2 
und 14.3  nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen 
einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 14.2                                                                                                             
und 14.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den 
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit 
der Anzeige kannte. 

 

14.5 Anfechtung 
 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall 
der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Bei-
trages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfech-
tungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 

15. Gefahrerhöhung 
 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versi-
cherer unverzüglich alle nach Abgabe seiner  Vertrags-
erklärung eintretenden, die übernommene Gefahr erhö-
henden Umstände mitzuteilen. Dies gilt sowohl für die 
vom Versicherungsnehmer als auch von Dritten mit 
Duldung des Versicherungsnehmers verursachten Ge-
fahrerhöhungen  
 

Unrichtige Angaben zu den Gefahrumständen oder das 
arglistige Verschweigen sonstiger Vertragsumstände 
können den Versicherer unter den Voraussetzungen des 
§ 26 VVG berechtigen,  berechtigen den Versicherungs-
schutz zu versagen. 

 

16. Verjährung, Gerichtsstand, nationales       
Recht  und Sprache 

 

16.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach 
den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buches. 

 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller 
in Textform zugeht. 
 

16.2 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den 
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung sei-
nen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 
16.3 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 

müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der 
Niederlassung des Versicherungsnehmers. 

 
Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine 
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
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Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene 
Partnergesellschaft ist. 

 
16.4 Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt im 

Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem 
Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

 
16.5 Auf den Versicherungsvertrag findet das Recht der Bun-

desrepublik Deutschland Anwendung. Die Vertragsspra-
che ist Deutsch. 

 

17. Sanktionsbestimmungen 
 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen. 
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank-
tionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, 
soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. 

 


